
daß die juristischen Personen des Privatrechts dem 
Gesetz des Landes unterworfen sind, in dem sie be­
stehen, unabhängig davon, ob in ihnen Bürger 
dieses Landes oder Ausländer tätig sind, und daß 
keiner ihrer Mitarbeiter das Recht auf diplomati­
schen Schutz besitzt.“

Wie sehr die Bemühungen um die Erhaltung der Sou­
veränität im Mittelpunkt aller Kongreßberatungen 
standen, geht aus der im folgenden auszugsweise 
wiedergegebenen „Resolution gegen die regionalen Über­
einkommen und Organe“ hervor, die den europäischen 
Leser nachdrücklichst an Inhalt und Funktion des EVG- 
Vertrages gemahnen und in ihm den Wunsch erwecken, 
die Juristen der europäischen Länder möchten ebenso 
glühende Patrioten und Verfechter der Souveränität 
ihrer Staaten sein, wie ihre Kollegen in den südameri­
kanischen Ländern.

„Die 2. kontinentale Juristenkonferenz in Guate­
mala unterstreicht nach einer ausführlichen Dis­
kussion über das Problem der regionalen Überein­
kommen, daß solche Übereinkommen mit perma­
nentem Charakter, wie es die Organisation der 
zentralamerikanischen Staaten ist, überstaatliche 
Organismen darstellen, auf welche die vertrag­
schließenden Staaten ihre Souveränität zum Teil 
übertragen. Die Konferenz beschließt hierzu: die 
einstimmige Überzeugung aller auf dieser Konfe­

renz vereinigten amerikanischen Juristen dahin­
gehend zum Ausdruck zu bringen, daß die amerika­
nischen Staaten solche regionalen Übereinkommen 
weder abschließen noch unterstützen sollten, daß 
sie als Verletzungen der Charta von San Franzisko 
anzusehen sind, welche rechtliche Formen zur Lö­
sung aller Probleme enthält, die zwischen souve­
ränen Staaten entstehen können.“

Weitere Resolutionen wenden sich gegen die militä­
rische Intervention Großbritanniens in Guayana, unter­
stützen — unter Berufung auf die Prinzipien der Charta 
von San Franzisko — die Forderungen der Bevölkerung 
von Puerto Rico und Panama auf Anerkennung ihrer 
Souveränität, fordern für alle südamerikanischen Staa­
ten den Erlaß von Amnestien zugunsten „aller für ihre 
politischen, gewerkschaftlichen und philosophischen 
Überzeugungen gerichtlich Verfolgten oder des Landes 
Verwiesenen“, übermitteln dem Verteidiger der Ehe­
leute Rosenberg — E. Bloch — die Sympathie und volle 
Solidarität der Konferenz.

In organisatorischer Hinsicht interessieren die Be­
schlüsse, zur Wiener Juristenkonferenz für die demo­
kratischen Freiheiten Repräsentanten zu delegieren und 
ein ständiges Organ zu schaffen, daß — mit dem Sitz in 
Guatemala — sich für die Verwirklichung der Be­
schlüsse der latein-amerikanischen Juristenkonferenz 
einsetzen wird.

Indische Juristen bereiten die Internationale Konferenz vor

Der Appell des Initiativkomitees, der auch nach 
Indien gelangte, fand das lebhafteste Interesse der 
westbengalischen Juristen. Die Erfahrungen ihres 
Landes bestätigen in vollem Umfange die Gefährdung, 
ja die Verletzungen der demokratischen Freiheiten 
und die Notwendigkeit, sie systematisch zu verteidigen. 
In einer kleinen Broschüre legen diese Juristen die 
Probleme der nationalen und Rassendiskriminierung in 
Indien, die Bedrohung der Verfassungsprinzipien 
und der richterlichen Unabhängigkeit sowie die Auf­
gaben der Verteidiger dar, und sie regen die Durch­
führung eines westbengalischen Juristenkongresses an, 
der sich mit allen diesen Fragen beschäftigen soll.

Die indische Verfassung spricht von 246 bestehenden 
indischen Nationalitäten oder Stämmen, und sie er­
kennt offiziell 14 verschiedene Sprachen innerhalb des 
Landes an (während die wirkliche Anzahl der vor­
handenen Sprachen wesentlich größer ist). Der Mino­
ritätenschutz, den die Verfassung für diese meist 
gebietsweise zusammen lebenden Stämme oder Natio­
nalitäten vorsieht, ist unzulänglich und formal und 
kann durch Anordnung des Präsidenten jederzeit 
widerrufen werden. Soweit die Verfassung für be­
stimmte Gebiete (z. B. Assam) die Bildung von bezirk­
lichen Räten für die Verwaltung der einzelnen Stämme 
vorschreibt, sind diesen alle wesentlichen Verwaltungs­
funktionen vorenthalten; sie haben keine Möglichkeit 
des Eingreifens z. B. in Schul- und Gesundheitsfragen 
und sind weit entfernt davon, Selbstverwaltungsorgane 
zu sein. Die Unzufriedenheit über diesen Zustand 
wächst in ganz Indien, und die verschiedenen Natio­
nalitäten erheben die Forderung nach Selbstverwaltung 
und Autonomie. Die fortschrittlichen Juristen des Lan­
des halten es in dieser Lage für ihre Pflicht, die 
demokratischen Prinzipien der Lösung der Nationa­
litätenfrage, wie sie in der Sowjetunion verwirklicht 
sind, zu popularisieren und den unterdrückten Mino­
ritäten in jeder Weise beizustehen.

Als Eingriffe in die verfassungsmäßigen Freiheiten 
und Rechte der Persönlichkeit charakterisiert S a d h a n 
G u p t a  zwei kürzlich erlassene indische Gesetze, von 
denen das eine (Gesetz über die Untersuchungshaft) 
die Sicherheit der Person vor willkürlicher Verhaftung, 
das andere (Gesetz über die Arbeitsgerichtsbarkeit) das 
Streikrecht verletzt. Erscheinungsformen des McCar- 
thysmus werden — als solche bezeichnet und damit 
in ihrem amerikanischen Ursprung entlarvt — auch 
in Indien beobachtet: systematische Gesinnungsschnüf­

felei, insbesondere gegenüber Schriftstellern, Wissen­
schaftlern und Lehrern mit dem Ziel, sie einer „kom­
munistischen“ Gesinnung zu überführen, und — nach 
dem Vorbild des Faschismus — Bücherverbrennungen. 
— Die Hauptforderung der Juristen aber geht auf so­
fortige Schließung der Internierungslager, in denen 
Menschen gefangengehalten werden, ohne je vor ein Ge­
richt gestellt zu werden.

Rechtsanwalt C h a r y y a behandelt die Frage der 
richterlichen Unabhängigkeit, die allerdings in Indien 
nicht nur de facto, sondern selbst de iure nicht ge­
währleistet ist; denn die indische Verfassung stellt 
dieses Prinzip nur als eine Richtlinie für die Gesetz­
gebung auf. „Die in diesem Teil enthaltenen Anord­
nungen können von keinem Gerichtshof erzwungen 
werden; immerhin handelt es sich um grundlegende 
Prinzipien des Staates, und es wird die Aufgabe des 
Staates sein, sie durch die weitere Gesetzgebung zu 
verwirklichen“, heißt es in Art. 37 der Verfassung mit 
Bezug auf die richterliche Unabhängigkeit. Ein Gesetz, 
das die Rechtsprechung aus der direkten Abhängigkeit 
der Verwaltung löste, ist jedoch bisher weder ergangen 
noch vorbereitet. Dagegen fehlt es nicht an Anlässen, die 
jedem einzelnen Richter seine unmittelbare persön­
lich Abhängigkeit von der Verwaltung unübersehbar 
vor Augen halten. Das Ruhegehalt der Richter ist nur 
kärglich; wenn sie zwangsweise mit 60 bzw. (am Ober­
sten Gericht) mit 65 Jahren in den Ruhestand treten, 
so sind sie darauf angewiesen, eine geeignete Funk­
tion in der Verwaltung übertragen zu erhalten. — 
Ohne sich darüber Illusionen zu machen, daß durch 
die bloße Annahme eines den Verfassungsgrundsatz 
ausfüllenden Gesetzes schon die wirkliche richterliche 
Unabhängigkeit gewährleistet sei, unterstreichen die 
indischen Juristen die Bedeutung dieses Prinzips; sie 
betonen aber, daß wirkliche richterliche Unabhängig­
keit erst dann verwirklicht sein wird, wenn die Kräfte 
des Volkes die bürgerliche Diktatur überwunden haben 
werden.

Die uns vorliegende Schrift sowie die Einberufung 
einer Konferenz demokratischer Juristen Indiens be­
weisen die starke Wirkung des vom Internationalen 
Initiativkomitee erlassenen Appells. Ebenso wie in 
Indien gehen die fortschrittlichen Juristen vieler Län­
der jetzt daran, den Stand von Gesetzgebung und 
Rechtsprechung in ihrem Lande zu überprüfen, wobei 
Schutz oder Verletzungen der Rechte der Persönlich­
keit und der demokratischen Freiheiten die maßgeben­
den Gesichtspunkte sind. H. N.
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